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hat der 5. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Dresden durch

Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht PD Dr. Dr. Klose,
Richterin am Oberlandesgericht Krüger und
Richter am Oberlandesgericht Kühn

aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 09.09.2020

für Recht erkannt:

l. Es wird festgestellt, dass

die Beklagte mit ihren Kunden, die Verbraucher sind, beiAbschluss der Sparver-
träge ,,S-Prämiensparen flexibel" allein durch die folgenden Formulierungen kei-
ne wirksamen Zinsanpassungsregelungen für den variablen Zinssatz formular-
mäßig vertraglich vereinbart :

r ,,Die Sparkasse zahlt neben dem jeweils gültigen Zinssatz, z. Zt. ... Vo, ..:'
r ,,Die Spareinlage wird variabel, z.Zt. mit... % verzinst";

die Beklagte verpflichtet ist, die Zinsanpassung für die im Antrag zu 1. genannten
Verträge auf der Grundlage angemessener in öffentlich zugänglichen Medien ab-
gebildeter Referenzzinssä2e, die dem konkreten Geschäft möglichst nahe kom-
men, vozunehmen;

die Beklagte verpflichtet ist, aufgrund des gemäß des Antrages zu 2. ermittelten
Zinssatzes die Zinsanpassungen in den Sparverträgen monatlich vorzunehmen'

der vertragliche Anspruch von Kunden der Beklagten die Verbraucher sind, in

Bezug auf die in Ziffer 1. des Tenors erfassten Verträge frühestens ab dem Zeit-
punkt einer wirksamen Beendigung des jeweiligen Prämiensparvertrages

,,S-Prämiensparen fl exibel" fällig werden.

ll. lm Ubrigen wird die Klage abgewiesen

lll. Von den Kosten des Rechtsstreits haben der Kläger 3/5 und die Beklagte 215 zu tragen

Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des
jeweils zu vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar.

V. Die Revision wird zugelassen

1

2

3

4

IV
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G runde

Der klagende Verein, eine Verbraucherzentrale, begehrt im Rahmen einer Musterfeststellungs-

klage die Feststellung der Unwirksamkeit der Regelungen zur Guthabenverzinsung der Be-

klagten bzw. ihrer Rechtsvorgängerinnen in von dieser in der Vergangenheit mit den Verbrau-

chern abgeschlossenen Sparverträgen ,,S-Prämiensparen flexibel". Eine ausdrückliche Zins-

anpassungsklausel wurde nicht vereinbart. ln den streitgegenständlichen Vertragsvarianten

hieß es dazu: ,,Die Sparkasse zahlt neben dem jeweils gültigen Zinssatz, z. Zl. ...o/o,..." oder

,,Die Spareinlage wird variabel, z. Zl. mit ...% verzinst". Der Kläger hält diese Zinsänderungs-

klauseln für unwirksam und vertritt die Auffassung, die entstehende Regelungslücke seien

durch eine ergänzende Vertragsauslegung zu schließen. Die vorgenannten Verträge schlos-

sen die Rechtsvorgängerinnen der Beklagten in den 90er Jahren des vergangenen Jahrhun-

derts bis zum Anfang dieses Jahrhunderts mit Verbrauchern als Sparverträge mit dem Titel

,,S-Prämiensparen flexibel" ab. Zitfer 3.2 der jeweiligen Formularsparverträge lautete: ,,Vorzeiti-

ge Verfügung über das Sparguthaben: Wird das Sparguthaben ausnahmsweise ganz oder

teilweise ohne Kündigung, also vozeitig zurückgezahlt, so bewirkt das die Beendigung des

Vertrages. Das gilt auch für Verfügungen über kapitalisierte Zinsen/Prämien (...)." Die Zinsen

und Prämien wurden in den Sparverträgen auch in der Realität kapitalisiert.

Einen Großteil dieser Verträge kündigte die Beklagte im Jahr 2017. Regelmäßig sahen die Ver-

träge die Einzahlung eines gleichbleibenden monatlichen Sparbeitrages vor. Es war auch

möglich, zusätzlich die Einzahlung eines einmaligen Sparbetrages zu vereinbaren. Dazu ver-

pflichtete sich die Beklagte, dem Sparkonto am Ende eines jeden Kalenderjahres eine verzins-

liche ,,S-Prämie" gemäß einer Prämienstaffel auf die vertragsgemäß geleisteten Sparbeträge

des jeweils abgelaufenen Sparjahres gutzuschreiben. Für das 3. Sparjahr sah die Staffel eine

Prämienhöhe von 3 o/o, für das 4. Jahr von 4 oÄ, für das 5. Jahr von 6 o/o, für das 6. Jahr von

8 %, für das 7. Jahr von 10 o/o,fürdas 8. Jahrvon 15 oÄ,türdas 9. Jahr von 20 o/o,fürdas 10.

Jahr von 25 o/o, für das 11. Jahr von 30 o/o, für das 12. Jahr von 35 o/o, für das 13. Jahr von

40 o/o, für das 14. Jahr von 45 o/o, für das 15. Jahr von 50 % vor. lm Hinblick auf die Veränder-

lichkeit der Vezinsung der Spareinlage enthielten weder die einzelnen Formularverträge noch

die Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder Sonderbedingungen noch spätere Vereinbarun-

gen über die Umschreibung bzw. Umgestaltung weitere Vereinbarungen als eine der beiden

bereits genannten Varianten.
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Der Kläger, ein Verbraucherschutzverein, und als qualifizierte Einrichtung i.S.v. $ 3 Abs' i

Nr. 1 UKIaG eingetragen, benannte für die erste Variante ("Die Sparkasse zahlt neben dem je-

weils gültigen Zinssatz, z. Zt. ...o/o, ..."114 Verbraucher, die derartige Verträge zwischen dem

11.11.1993 und dem 04.12.1997 und für die zweite Vertragsvariante ("Die Spareinlage wird va-

riabel, z. Zt. mit ...% vezinst") 14 Verbraucher, die zwischen dem 27.03.1995 und dem

21.05.2001 diese Klausel vereinbart hatten.

Der Kläger hält beide Zinsänderungsklauseln für unwirksam und begehrt im Wege der ergän-

zenden Vertragsauslegung den im Klageantrag benannten Referenzzinssatz sowie ein Zins-

anpassungsintervall zu bestimmen. Weiter vertritt er die Auffassung, der Anspruch auf Verzin-

sung unterliege derselben Verjährung, wie die jeweilige Kapitaleinlage.

Es komme nicht darauf an, ob die Beklagte selbst,,schon länge/' keine ,,S-Prämiensparen fle-

xibel"-Verträge mehr abgeschlossen habe. Sie sei aus der Verschmelzung der Kreissparkas-

se Aue-schwarzenberg, der Sparkasse Erzgebirge und der Sparkasse Mittleres Ezgebirge

hervorgegangen, wobei die Erstgenannte wiederum aus der Verschmelzung der Kreisspar-

kassen Aue und Schwarzenberg und Zweitgenannte aus der Verschmelzung der Kreisspar-

kassen Annaberg und Stolberg hervorgegangen sei. Damit müsse sie auch für von den vorge-

nannten Kreditinstituten abgeschlossene Verträge einstehen.

Weiter vertritt der Kläger die Auffassung, auf eine etwaige Publikation der Zinsänderungen

durch einen Aushang komme es nicht an. Mit einer etwaigen Abrechnung und Auflösung eines

Sparkontos in den Jahren 201812019 sei kein Verzicht auf eine Nachforderung von Zinsen ver-

bunden gewesen. Es sei Aufgabe des Senates, einen verbindlichen Referenzzinssatz zu be-

stimmen, um so den lnstanzgerichten eine verlässliche Grundlage an die Hand zu geben. Die

streitgegenständlichen Verträge würden aufgrund ihrer Uniformität auch eine konkrete Zinsent-

scheidung ermöglichen. Das betreffe auch die Frage, ob ein relativer oder ein absoluter Zins-

abstand zu berücksichtigen sei.

Der Kläger beantragt festzustellen, dass

(a) die Beklagte mit ihren Kunden, die Verbraucher sind, bei Abschluss der Sparverträ-

ge "S-Prämiensparen flexibel" allein durch die folgenden Formulierungen keine wirksa-

men Zinspassungsregelungen für den variablen Zinssatz formularmäßig vertraglich ver-

einbart hat:

1
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-,,Die Sparkasse zahlt neben den jeweils gültigen Zinssatz, z.Zt. ...o/o, ..i'
- "Die Spareinlage wird variabel, z. Zt. mit.... % vezinst";

(b) hilfsweise zu 1 (a), dass die Beklagte mit ihren Kunden, die Verbraucher sind, bei

Abschluss der Sparverträge "S-Prämiensparen flexibel" (mit Ausnahme der nach 2006

durch die Sparkasse Ezgebirge geschlossenen Verträge) durch die folgenden Formu-

lierungen keine wirksamen Zinspassungsregelungen für den variablen Zinssatz formu-

larmäßig vertraglich vereinbart hat:

- ,,Die Sparkasse zahlt neben den jeweils gültigen Zinssatz, z.Zt. ...Vo, ..:'

' "Die Spareinlage wird variabel, z. Zl. mit.... % vezinst";

die Beklagte verpflichtet ist, die Zinsanpassung für die im Antrag zu 1. genannten Ver-

träge vorzunehmen auf der Grundlage des gleitenden Durchschnittswertes

(a) der letzten 10 Jahre des Referenzzinssatzes für Umlaufrenditen inländischer

lnhaberschuldverschreibungen/Hypothekenpfandbriefe mit einer garantierten Rest-

laufzeit von 10 Jahren (Zeitreihe

BBSlS.M.l.UMR.RD.EUR.MFISX.B.X100.R0910.R.A.A. Z._Z.A: Umlaufrenditen in-

ländischer lnhaberschuldverschreibungen / Hypothekenpfandbrietel RLZ von über

9 bis 10 Jahren / Monatswerte gemäß Statistik der Deutschen Bundesbank -frü-
here Kennung:WX4260);

(b) hilfsweise zu (a)entsprechend der Laufzeit eines von der Deutschen Bundesbank

für inländische Banken erhobenen langfristigen (9 bis 10 Jahre) Referenzzinssat-

zes, welcher dem konkreten Geschäft möglichst nahekommt, wobei die Auswahl

des Referenzzinssatzes in das Ermessen des Gerichts gestellt wird;

(c) hilfsweise zu (a) und (b) entsprechend der Laufzeit eines langfristigen (9 bis 10

Jahre), angemessenen und in öffentlich zugänglichen Medien abgebildeten Refe-

renzzinssatzes, der dem konkreten Geschäft möglichst nahekommt, wobei die

Auswahl des Referenzzinssatzes in das Ermessen des Gerichts gestellt wird;

die Beklagte verpflichtet ist, aufgrund des gemäß Antrag zu 2. ermittelten Referenz-

2

3)
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zinssatzes die Zinsanpassung zu den im Antrag zu 1. genannten Verträgen

(a) monatlich vorzunehmen, wobei das relative Verhältnis zwischen dem anfänglich

vereinbarten variablen Zinssatz zum gleitenden Durchschnitt des gemäß Antrag zu 2.

ermittelten Referenzzinssatzes im Zeitpu nkt des Vertragsschlusses gewahrt bleibt;

(b) hilfsweise zu (a) nach den in das Ermessen des Gerichts gestellten Anpassungspa-

rametern hinsichtlich Anpassungsschwelle und Zinsabstand vorzunehmen;

dass die tatsächliche Zinsanpassung, welche die Beklagte zu den im Antrag zu 1. be-

nannten Verträgen vornahm, weder auf der Grundlage des gemäß Antrag zu 2. ermit-

telten Referenzzinssatzes noch nach angemessenen Anpassungsparametern gemäß

Antrag zu 3. erfolgte;

vertragliche Ansprüche von Kunden der Beklagten, die Verbraucher sind, in Bezug auf

die Zinsen frühestens ab dem Zeitpunkt einer wirksamen Beendigung ihres Prärnien-

sparvertrages "S-Prämiensparen flexibel" fällig werden;

allein durch die Kenntnis der Höhe der tatsächlich vorgenommenen Zinsgutschriften in

den Sparbüchern für die im Antrag zu 1. genannten Verträge keine grob fahrlässige Un-

kenntnis oder Kenntnis der tatsächlichen Grundlagen, anhand derer die Höhe der tat-

sächlich gutzuschreibenden Zinsbeträge zu ermitteln war, begründet

allein die widerspruchslose Hinnahme der Zinsgutschrift im Sparbuch für die betroffe-

nen Verbraucher nicht dazu führt, dass deren etwaige Ansprüche auf Nachberechnung

und Auskehrung von Zinsansprüchen dem von Amts wegen zu berücksichtigenden

Einwand der Verwirkung unterliegen und dadurch das sog. Zeitmoment erfüllt ist, zu

dem die Kenntnis des Berechtigten von seinem Recht gehört

Die Beklagte beantragt,

5)

4)

6)

7)

die Klage abzuweisen
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' Sie vertritt die Auffassung, aufgrund der ,,extrem breiten Vielfalt länger angelegter Prämien-

sparverträge" sei eine einheitliche ergänzende Vertragsauslegung ausgeschlossen. Die Mus-

terfeststellungsklage sei daher schon deshalb unzulässig. Bei der Zinsanpassung sei auf die

einzelnen in der Beklagten aufgegangenen Kreditinstitute abzustellen. Die Vertragsauslegung

sei immer einzelfallbezogen vorzunehmen; eine schematisierte ergänzende Vertragsausle-

gung sei weder möglich noch geboten. Bei der Bestimmung des Referenzzinssatzes sei auf

den Zeitpunkt des Vertragsschlusses und die konkreten Vertragspartner abzustellen. Daher

könne nur ein Referenzzinssatz herangezogen werden, der zum Zeitpunkt des Vertrags-

schlusses bereits bekannt gewesen sei. Die verwendeten Zinsanpassungen seien nicht un-

wirksam, sondern lediglich im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung zu füllen. Es dürfe

nicht auf einen langfristigen Referenzzinssatz abgestellt werden, weil die Anlagen ihrerseits

nicht langfristig gewesen seien. Die relative Zinsanpassung entspreche nicht dem mutmaßli-

chen Willen der Vertragspartner zum Zeitpunkt des jeweiligen Vertragsschlusses. Bei steigen-

den Marktzinsen sei diese Methode für die Verbraucher nachteilig. Zudem seien die Verträge -

wie sie behauptet - in Folge der Kündigung endabgerechnet worden, so dass den Verbrau-

chern keine weiteren Zinsansprüche mehr zustehen würden. Der erste Klageantrag sei unzu-

lässig und unbegründet, weil die Beklagte ,,verschiedenste Prämiensparverträge" mit ihren

Kunden geschlossen habe. Die Beklagte habe zahlreiche Prämiensparverträge mit Kunden

abgeschlossen, in denen eine uneingeschränkt an den höchstrichterlichen Anforderungen ori-

entierte Zinsanpassungsregelung enthalten sei. Die Vertragsgestaltung werde mit der Folge

einer nicht möglichen generalisierenden Betrachtung auch noch dadurch verkompliziert, dass

die Verträge von insgesamt sechs Vorgängerkreditinstituten betrachtet werden müssten. Je-

weils hätten die Vorgängerkreditinstitute unterschiedliche Prämiensparmodelle vertrieben. Der

Kläger habe es unterlassen, die Vertragsstruktur der einzelnen Verträge darzulegen. Es sei

zutreffend, dass die Zinsanpassungsregelung in der damaligen Form einer höchstrichterlichen

lnhaltskontrolle nicht mehr standhalten würde. Es gebe damit für sog. länger angelegte Be-

standsverträge keine Zinsanpassungsregelung. Die somit geschaffene Regelungslücke sei im

Wege der ergänzenden Vertragsauslegung zu füllen. Dabei komme es auf die Laufzeit, die

Kündigungssystematik, die Vergütungssystematik und die Einlagenaufbausystematik an. Es

bestehe kein plausibler Grund dafür, die Vertragspartner von Altverträgen anders zu behandeln

als diejenigen, die nach der Erkenntnis über die Unwirksamkeit der Klausel angepasste Verträ-

ge geschlossen hätten. Die Vorgängerkreditinstitute der Beklagten hätten jeweils eine unter-

schiedliche Refinanzierungssystematik betrieben. Die vom Kläger vorgeschlagene Variante

der Zinsanpassung entspreche dem dezeitigen Zinsniveau, seijedoch mit demjenigen zum

Zeitpunkt des Abschlusses der Verträge nicht zu vereinbaren. Es sei nicht plausibel, warum
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der Kläger die Konsequenzen aus der unwirksamen Zinsanpassungsklausel nicht

nah nach der dies klarstellenden Entscheidung des Bundesgerichtshofs im Jahr 2004

gen habe.

ln den Jahren 2017 und 2018 seien die meisten der Sparverträge ordentlich wirksam gekün-

digt worden und seien damit final abzurechnen gewesen. Der einzelne Sparer habe mit seiner

Unterschrift die jeweils final zutreffende Abrechnung anerkannt. Diesem finalen Erfüllungsver-

langen habe die Beklagte Folge geleistet, so dass das jeweilige Schuldverhältnis gemäß S 362

Abs. 1 BGB erloschen sei. lnsgesamt sei die Musterfeststellungsklage unzulässig und unbe-

gründet. lm Hinblick auf die Verjährung sei darauf abzustellen, dass der Zinsanspruch bereits

nach Ablauf des Zinsanpassungsintervalls entstehe.

Die Festlegung eines einheitlichen Referenzzinssatzes verbiete sich schon deshalb, weildie

jeweiligen Verträge bei unterschiedlichen ehemaligen Kreditinstituten jeweils unterschiedlich

abgeschlossen worden seien. Bereits in den ,,Althäusern" der Sparkasse Aue und Sparkasse

Stolberg habe sich eine Vielfalt der Prämiensparmodelle gezeigt. Die Sparer hätten über ver-

schiedene Vertragsmodelle verfügt, die jeweils ganz anders strukturiert und von anderen Zins-

anpassungsklauseln getragen worden seien. Eine höchstrichterliche Klärung der Frage, wie

die Zinsanpassung im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung auszulegen sei, fehle bis-

her. Jedenfalls dürfe keine 15-jährige Kapitalnutzung zugrunde gelegt werden. Die geplante

Refinanzierung durch die jeweiligen Kreditinstitute sei stärker in den Blick zu nehmen.

lm Hinblick auf die Verjährung könne der jeweilige Sparer zunächst den anfänglichen Zins ver-

langen. Dieser entstehe mit Vertragsschluss und sei sofort fällig. ln selbständiger Veränder-

lichkeit sei ein zweiter Anspruch angelegt, der mit seiner kontenmäßigen Verbuchung auch

entrichtet sei. Spätestens zum Schluss des Geschäftsjahres könne jeder Kunde die Zinszah-

lung durchsetzen. Ein Aufschub der Verjährung sei daher nicht gerechtfertigt. Alle etwaigen

Zinsansprüche, die vor dem 31.12.2005 entstanden seien, seien verjährt. Nur so könne dem

Zweck der Verjährung, nämlich Rechtsfrieden zu schaffen, hinreichend entsprochen werden.

Sonst bestehe gerade bei Zinsen die Gefahr des Aufsummierens. Die Zinsanpassung sei von

den Jahreszinsen zu trennen. Ob die AGB der Sparkassen in die Verträge einbezogen worden

seien, sei von den Verbrauchern im Einzelfall nachzuweisen. Der Kapitalisierungsgedanke ge-

statte keinen Zinsaufschub. Jedenfalls seien etwaige Ansprüche der Verbraucher verwirkt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Parteivortrags wird auf die gewechselten Schriftsätze

nebst Anlagen verwiesen.
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0as Bundesamt für Justiz hat die Musterfeststellungsklage am 8. November 2019 bekannt ge-

macht. Zum 8. Januar 2020 sind 757 Anmeldungen zur Musterfeststellungsklage zu vezeich-

nen gewesen. Die geänderten Anträge hat das Bundesamt für Justiz am 25.2.2020 bekannt

gemacht.

Die Klage ist in Bezug auf den Feststellungsantrag zu 4. insgesamt und im Hinblick auf den 5.

Feststellungsantrag teilweise unzulässig, im Übrigen zulässig. Soweit die Musterfeststellungs-

klage zulässig ist, ist sie nur in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang begründet.

A.

Die Musterfeststellungsklage ist mit den Hauptanträgen überwiegend zulässig, denn es han-

delt sich beim Kläger um eine qualifizierte Einrichtung i.S.v. $ 606 Abs. 1 S. 2, Abs. 3 Nr. 1

ZPO, von den Feststellungszielen zu 1. bis 3. und zu 5. bis 7., nicht aber vom Feststellungs-

ziel zu 4., hängen Ansprüche oder Rechtsverhältnisse von Verbrauchern i.S.v. S 606 Abs. 3

Nr. 2 ZPO (unmittelbare Konnexität) ab. Der Kläger hat glaubhaft gemacht, dass diese Abhän-

gigkeit für die Ansprüche oder Rechtsverhältnisse von mindestens 10 Verbrauchern besteht

und es haben sich bis zum Montag, den 8.1.2020, und damit binnen zwei Monaten nach der

öffentlichen Bekanntmachung der Musterfeststellungsklage am 8.11.2019 und der Eintragung

im Register gemäß S 606 Abs. 3 Nr. 3 ZPO mehr als 50 Verbraucher mit ihren Ansprüchen

oder Rechtsverhältnissen wirksam zur Eintragung in das elektronische Klageregister beim

Bundesamt für Justiz (S 609 Abs. 1 ZPO) angemeldet, auch wenn einige der Anmeldungen er-

sichtlich nicht von dem lnhalt der Musterfeststellungsklage betroffen sind. Dies wird auch von

der Beklagten nicht angegriffen.

L Zugunsten des Klägers wird gemäß S 606 Abs. 1 S. 4 ZPO unwiderleglich vermutet,

dass er eine zur Musterfeststellungsklage befugte qualifizierte Einrichtung i.S.v. $ 606 Abs. 1

S. 1, 2 ZPO ist, weil es sich beim Kläger um eine Verbrauchezentrale handelt und er glaub-

haft gemacht hat, dass er übenrviegend mit öffentlichen Mitteln gefördert wird. So hat der Klä-

ger ausweislich der als Anlage K 1 vorgelegten Berichte der 3D GmbH Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaft vom 06.06.2018 und vom 20.05.2019 im Jahre 2017 bei Gesamteinnahmen von

5.754.000,00 € öffentliche Zuschüsse in Höhe von 4.749.000,00 € und im Jahre 2018 bei Ge-

il.
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samteinnahmen in Höhe von 5.752.000,00 € öffentliche Zuschüsse in

4.964.000,00 € erhalten. Zudem hat der Kläger mit dem Freistaat Sachsen, ve

das Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz, am 20.123.05.2019 eine Vereinba-

rung über die Zusammenarbeit geschlossen, nach welcher er in den Haushaltsjahren 2019 bis

2023 jeweils Zuwendungen als institutionelle Förderung in Höhe von 3.100.000,00 € pro Jahr

erhalten soll, was mehr als der Hälfte der bisherigen jährlichen Gesamteinnahmen entspricht.

Diesem Vortrag des Klägers ist die Beklagte nicht entgegengetreten.

ll. Die Feststellungsziele sind mit Ausnahme des vierten Feststellungsziels hinreichend

konnex. Die unmittelbare Konnexität für die Feststellungsziele ist gegeben, wenn bei Richtig-

keit des vorgetragenen Sachverhaltes den Verbrauchern Ansprüche zustünden, wobei nicht

erforderlich ist, dass die Feststellungsziele sämtliche tatsächlichen und rechtlichen Voraus-

setzungen des Anspruches erfassen (vgl. Senatsurteil vom22.04.202A,5 MK 1/19, BeckRS

2020,6640 Rn. 34; Röthemeyer, Musterfeststellungsklage, 2. Aufl., S 606 ZPO Rn. 11; Stadler

in MusielakA/oit, ZPO, 17. Aufl., S 606 Rn. 12). Gegenstand eines Feststellungsziels können

demzufolge auch Anspruchselemente sein.

Entgegen der Auffassung der Beklagten steht der Feststellung nicht bereits entgegen, dass

die Verbraucher nach der bestrittenen Darstellung der Beklagten nach der in den Jahren

201712018 erfolgten Kündigung der Verträge durch die Beklagten eine abschließende Abrech-

nung begehrt haben. lnsoweit fehlt es bereits an Vortrag dazu, dass sämtliche Verbraucher,

die in der Musterfeststellungsklage benannt sind und die sich dieser angeschlossen haben

derartige Erklärungen zur Abrechnung ihres Prämiensparvertrages abgegeben haben. Unab-

hängig davon kann aus der bloßen Aufforderung zur Abrechnung eines von dem Vertragspart-

ner gekündigten Vertrages und der Entgegennahme des von diesem errechneten Abrech-

nungssaldos kein Vezicht auf weitergehende Ansprüche abgleitet werden. Dies gilt umso

mehr, weil die Beklagte in Folge der dem ersten Klageantrag zugrundeliegenden höchstrich-

terlichen Rechtsprechung seit 2005 Kenntnis von der unwirksamen Zinsanpassungsklausel

hatte und schon deshalb aus der nicht erfolgten sofortigen Nachforderung allenfalls dann ei-

nen Vezicht auf eine etwaige Korrektur der Abrechnung hätte ableiten können, wenn sie die

Verbraucher im Zuge der Abrechnung darauf hingewiesen hätte. Dies hat die Beklage jedoch

nicht vorgetragen.

Entgegen der Auffassung der Beklagten können nicht nur die Voraussetzungen für das Be-

stehen oder Nichtbestehen von Ansprüchen und Rechtsverhältnissen statthafte Feststellungs-

ziele i.S.v. S 606 Abs. 1 S. 1 ZPO sein. Vielmehr ist die Feststellung des Bestehens eines An-

rtreten du

Seite 10



dh
3l
i

{
(D
5
f\)o{(o

o
a

:f

dem Grund e nach e tn ebenso zu lässiges Feststel lungsziel wte inese Tei les davon

(vg Senats u rtei le vom 22 .04 2020 5 MK o BeckRS 2020 664 0 Rn 35 und vom
' 17.06.2020 - 5 MK 1/20; Halfmeier in Prütting/Gehrlein, ZPO, 11. Aufl., S 606 Rn. 17). Nach

dem Wortlaut von S 606 Abs. 1 S. 1 ZPO kann schon das ,,Bestehen oder Nichtbestehen von

tatsächlichen und rechtlichen Voraussetzungen" als der Feststellung zugänglich behandelt

werden. Erst recht muss dies demzufolge für die Ansprüche und Rechtsverhältnisse selbst

gelten, weswegen auch die rechtliche Würdigung typischer Tatsachenkonstellationen und da-

mit auch eine Rechtsfrage Gegenstand der Feststellung im Musterfeststellungsverfahren sein

kann (vgl. Halfmeier, a.a.O.; Waßmuth/Asmus, ZIP 2018,658). Auch mit der Feststellungskla-

ge nach S 256 Abs. 1 ZPO kann das über das Bestehen oder Nichtbestehen eines Rechtsver-

hältnisses entschieden werden, wenn - eine besondere Zulässigkeitsvoraussetzung der allge-

meinen Feststellungsklage - nicht an der Stelle der Feststellungs- auch eine Leistungsklage

erhoben werden kann. Diese Einschränkung dient der Prozessökonomie. Diese zu wahren ist

auch bei der Musterfeststellungsklage unabdingbar, deren Ziel es aber gerade ist, bei massen-

haft gleichartigen Streitgegenständen eine prozessökonomische Verfahrensweise anzubieten.

Diesem Ziel könnte nicht entsprochen werden, wenn nicht auch Ansprüche und Rechtsver-

hältnisse selbst der Musterfeststellung zugänglich wären. Ob dies im Anwendungsbereich des

KapMuG, welches eine andere Verfahrensstruktur hat (vgl. BGH, Beschluss vom 30.07.2019,

Vl ZB 59/18, NJW 2020, 341 Rn. 15), ebenso zu beurteilen wäre, ist für das vorliegend zu be-

urteilende Musterfeststellungsverfahren unerheblich. Dies zugrunde gelegt, sind die Feststel-

lungsziele mit Ausnahme des vierten Feststellungsziels zulässig.

Auf die aus Sicht des Senates gegebene Zulässigkeit des ersten Feststellungsantrags kommt

es angesichts des Teilanerkenntnisses der Beklagten nicht an. Das Anerkenntnis ist auch

nicht durch die Sonderregelungen für die Musterfeststellungsklage in $ 610 Abs. 5 Satz 2ZPO

ausgeschlossen.

Auch der 2. Feststellungsantrag enthält ein zulässiges Feststellungsziel, weil sich im Rahmen

des Rechtsverhältnisses zwischen der Beklagten und den Verbrauchern wegen Fehlens einer

anderueitigen Bestimmung die Rechtsfrage stellt, wie der variable Zins zu berechnen ist,

wenn dem 1. Feststellungsantrag entsprochen wird. Dabei werden durch den Haupt-unddie

Hilfsanträge jeweils Möglichkeiten der Bestimmung der Zinshöhe bezeichnet. Das Feststel-

lungsziel ist auch hinreichend bestimmt, weil mit der Bezeichnung des Vertragstyps sowie der

Vereinbarung eines variablen Zinses und der dazugehörigen Zinsanpassungsklausel ein kon-

kreter Bezug zu den betroffenen Verträgen hergestellt wird. Die vorstehenden Ausführungen

gelten gleichermaßen für den Feststellungsantrag zu 3., der im Ergebnis zulässig ist.

I1
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Zulässig sind auch die Feststellungsanträge zu 5. bis 7., die jeweils Elemente eines Re

verhältnisses zwischen der Beklagten und den Verbrauchern enthalten.

Der Feststellungsantrag zu 5. ist auf den Zeitpunkt des Entstehens der Zinsansprüche der

Verbraucher gerichtet, behandelt also eine Rechtsfrage, die im Rahmen der Forderungsver-

jährung von erheblicher Bedeutung ist, welche wegen der Langfristigkeit der Prämiensparver-

träge im Rechtsverhältnis zwischen der Beklagten und den Verbrauchern eine wichtige Rolle

spielt. Es kommt nicht darauf an, ob die Beklagte bereits in einzelnen Rechtsverhältnissen die

Verjährungseinrede erhoben hat, weil sie diese jederzeit erheben kann und schon diese Mög-

lichkeit das lnteresse der Verbraucher an einer gerichtlichen Feststellung begründet. Zu den

im Musterfeststellungsverfahren feststellungsfähigen rechtlichen Voraussetzungen für das

Nichtbestehen von Rechtsverhältnissen gehören auch rechtsvernichtende Einwendungen wie

die Verjährung und die Venruirkung. Ob deren tatsächliche und rechtliche Voraussetzungen

vorliegen, ist für die klagenden Verbraucher von der gleichen Bedeutung wie das Bestehen

des Anspruches. Bestehende Unsicherheiten können hier durch die zu treffende Feststellung

beseitigt werden. Die notwendige Bestimmtheit des Antrages ergibt sich aus der Bezeichnung

der Verträge im Feststellungstenor zuZiff. 1. unter Berücksichtigung der Feststellungen im

Tatbestand zur Bezeichnung der Verträge und deren lnhalt. Das erforderliche rechtliche lnter-

esse an einer Feststellung in der Musterfeststellungsklage fehlt jedoch mit der Folge der inso-

weit bestehenden Unzulässigkeit des (geänderten) fünften Klageantrags, soweit dieser Klage-

antrag auf die Feststellung für alle Verbraucher gerichtet ist. Allein für diese Verbraucher hat

der Kläger ein Musterfeststellungsinteresse dargelegt. Aus dem bloßen Abschluss von prämi-

ensparverträgen auch ohne die hier als unwirksam erkannten Zinsanpassungsklauseln kann

nicht auf ein lnteresse an einer rechtlichen Feststellung geschlossen werden.

Auch das 6. und das 7. Feststellungsziel sind zulässig, weil sie jeweils möglichenrueise ent-

scheidungserhebliche Elemente des Rechtsverhältnisses zwischen der Beklagten und den

Verbrauchern im Hinblick auf die rechtsvernichtende Einrede oder Einwendung der Verjährung

bzw. Venruirkung betreffen.

Unzulässig ist aber der 4. Feststellungsantrag, weil ihm die Konnexität fehlt. Er ist auf eine

konkrete Zinsberechnung durch die Beklagte in einem Einzelfall gerichtet und damit auf eine

Frage, welche einer generalisierenden Betrachtung nicht zugänglich ist. Nicht als Feststel-

lungsziel geeignet sind nämlich solche Fragen, die nur individuell entschieden werden können

und nicht bei den Ansprüchen der Verbraucher gleichermaßen bedeutsam sind (vgl. Stadler,
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J ., S 606 Rn. 12). Es geht bei der Musterfeststellu ngsklage um die Klärung grundsätzli-

cne r, in einer Vielzahl von Fällen wiederkehrender tatsächlicher und rechtlicher Fragen (vgl

BGH, Beschluss vom 30.07 .2019, Vl ZB 59/18, NJW 2020, 341 Rn. 14). Die Einzelfallprüfung

der richtigen Zinsberechnung kann nicht Gegenstand des Musterfeststellungsverfahrens, son-

dern nur eines lndividualklageverfahrens sein. Nach Sinn und Zweck der Musterfeststellungs-

klage sind nur solche Tatsachen und Rechtsfragen feststellungsfähig, die verallgemeinerbar

sind. Zu diesen zählt nicht der individuelle Anspruch des einzelnen Verbrauchers gegen die

Beklagte, der im Musterfeststellungsverfahren weder als Leistungs- noch als Feststellungsan-

trag gegenüber der Beklagten verfolgt werden kann.

lll, Der Kläger hat i.S.v. S 606 Abs. 3 Nr, 2 ZPO glaubhaft gemacht, dass von den Feststel-

lungszielen des Hauptantrages die Ansprüche von mindestens 10 Verbrauchern abhängen. Er

hat dargelegt, dass es sich bei den in der Klageschrift benannten natürlichen Personen um

Verbraucher i.S.v. SS 29c Abs. 2, 606 Abs. 1 S. 1 ZPO handelt. Der Senat legt dabei zugrun-

de, dass der Verbraucherbegriff unter Heranziehung von $ 29c Abs. 2ZPO prozessual zu de-

finieren ist (vgl. OLG Braunschweig, Beschluss vom 23.11.2018,4 MK 1118, BeckRS 2018,

30499 Rn. 13; Heinrich in MusielakA/oit, ZPO,17. Aufl., $ 29c Rn. 6a). Es kommt also darauf

an, dass die betroffene natürliche Person bei der Begründung des Anspruches bzw. des

Rechtsverhältnisses nicht überuviegend im Rahmen einer gewerblichen oder selbständigen

beruflichen Tätigkeit gehandelt hat. Diese Voraussetzungen sind bei den hier in Streit stehen-

den und der privaten Vermögensbildung dienenden Sparverträgen erfüllt. Der Kläger hat damit

glaubhaft gemacht, dass die in der Klageschrift vom 04.02.2020 genannten natürlichen Perso-

nen mit der einen Sparvertrag ,,S-Prämiensparen flexibel" mit der Formulierung bei der Zinsan-

passungsklausel ,,Die Sparkasse zahlt neben dem jeweils gültigen Zinssatz, z.Zt. ...Yo, am En-

de eines Kalenderjahres [...]" bzw. ,,Die Spareinlage wird variabel, zur Zt. mit ...% p.a. ver-

zinst." geschlossen haben und in denen andenrueitige Bestimmungen zur Anpassung des

Zinssatzes nicht enthalten, einbezogen oder nachträglich vereinbart sind. Zur Glaubhaftma-

chung hat der Kläger die jeweiligen Verträge vorgelegt.

lV. Es haben bis zum Stichtag 8.1.2020, und damit innerhalb von2 Monaten nach deröf-

fentlichen Bekanntmachung der Musterklage im Klageregister des Bundesamtes für Justiz ge-

mäß $ 607 Abs. l ZPO am 8.11.2019 ausweislich des vom Bundesamt für Justiz übersandten

Auszuges vom 7.2.2020 nach S 609 Abs. 5 S. 1 ZPO 757 Yerbraucher ihre Ansprüche oder

Rechtsverhältnisse zur Eintragung in das Klageregister angemeldet. Nach Übermittlung des

Auszuges an die Parteien gemäß S 609 Abs. 5 S. 2 ZPO haben diese Einwände nicht erho-

ben.
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Die Musterfeststellungsklage ist, soweit sie zulässig ist, nur in dem aus dem Tenor ersichtli-

chen Umfang begründet.

l. Die streitgegenständlichen Prämiensparverträge sind nicht als Darlehensverträge, son-

dern als unregelmäßige Venrvahrungsverträge gemäß S 700 Abs. 1 S. 1 BGB anzusehen, weil

sie für die Verbraucher nicht die für den Darlehensvertrag gemäß S 488 Abs. 1 S. 1 BGB typi-

sche Pflicht des Darlehensgebers enthalten, dem Darlehensnehmer den Geldbetrag in der

vereinbarten Höhe zur Verfügung zu stellen (BGH, Urteil vom 14.05.2019, Xl ZR 345/18, NJW

2019,2920 Rn. 26). Wenn die Prämiensparverträge auch darauf gerichtet sind, dass die Ver-

braucher die vereinbarten Sparbeiträge erbringen werden, enthalten sie doch keinen durch-

setzbaren Anspruch der Beklagten auf Zahlung dieser Sparbeiträge. Soweit die Sparverträge

durch die Beklagte beendet werden können, wenn die vereinbarten Sparbeiträge nicht inner-

halb einer Frist von drei Monaten nach ihrer Fälligkeit, spätestens bis zum Ende des Sparjah-

res, nachgeholt werden, ergibt sich daraus kein durchsetzbarer Anspruch der Beklagten auf

Zahlung der Sparbeiträge durch die Verbraucher, so dass sie nicht als Darlehensverträge,

sondern als unregelmäßige Venrvahrungsverträge zu qualifizieren sind (vgl. OLG Dresden, Ur-

teil vom 21.11.2019,8 U 1770/18, NJW 2020,620 Rn. 16). Auf die Prämiensparverträge als

unregelmäßige Verwahrungsverträge finden allerdings gemäß S 700 Abs. 1 S. 1 BGB die Vor-

schriften über den Darlehensvertrag Anwendung, weil es um die Überlassung von Geld geht,

wobei die Regelungen zum Kündigungsrecht aus $$ 488 Abs. 3, 489 BGB nicht anwendbar

sind (vgl. BGH, Urteil vom 14.05.2019, a.a.O. Rn. 40).

ll. Die von dem Kläger zulässig verfolgten Feststellungsziele sind nur teilweise begründet.

1. lm Hinblick auf den 1. Feststellungsantrag war die Beklagte, wie geschehen, auf ihr An-

erkenntnis hin zu verurteilen. Die Verurteilung war jedoch unabhängig davon, dass das Aner-

kenntnis weiter reichte, auf den beantragten lnhalt zu beschränken ($ 308 ZPO).

2. ln Bezug auf den Feststellungsantrag zu 2. kann nicht der Hauptantrag festgestellt wer-

den, sondern lediglich teilweise der 2. Hilfsantrag.

Durch die geänderten Anträge wurde im Hinblick auf den zweiten Klageantrag sowie die Hilfs-

anträge keine gemäß S 263 ZPO zu beurteilende Klageänderung herbeigeführt. lm Hinblick auf
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wurde lediglich die Bezeichnung des inhaltlich unverändert gebliebenen ge-

Refere nzzt nssatz gea nde rt Auch die H ilfsanträge halte n s ich n dem Rahmen d ES

Hauptantrages und wurden innerhalb dessen lediglich ohne den Klagegrund zu verändern kon-

kretisiert.

a) Die Klage ist insoweit jedoch nur mit einem Teil des zweiten Hilfsantrages begründet. Der

Kläger nimmt noch im Ausgangspunkt zutreffend an, dass Folge der oben dargestellten

Rechtslage, nämlich der Wirksamkeit der Variabilität des Zinssatzes einerseits und Fehlen ei-

ner Zinsanpassungsregelung andererseits, eine Lücke der vertraglichen Regelung ist, welche

durch das angerufene Gericht im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung zu schließen ist

(vgl. BGH, Urteil vom 10.06.2008, Xl ZR 211107, NJW 2008,3422 Rn. 18; Urteil vom

13.04.2010, Xl ZR 197109, NJW 2010, 1742 Rn. 18). Entscheidend ist danach, welche Rege-

lung von den Parteien in Kenntnis des Fehlens der vereinbarten Zinsänderungsklausel nach

dem Vertragszweck und angemessener Abwägung ihrer beiderseitigen lnteressen nach Treu

und Glauben ($ 2a2 BGB) als redliche Vertragspartner gewählt worden wäre, wobei ein einsei-

tiges Leistungsbestimmungsrecht der Beklagten nach S 315 Abs. 1 BGB ebenso wenig in Be-

tracht kommt wie ein einseitiges Leistungsbestimmungsrecht der Verbraucher nach $ 316

BGB (vgl. BGH, Urteil vom 13.04.2010, Xl ZR 197/09, NJW 2010, 1742Rn.18 f.).

Nach diesen Kriterien hat das Gericht die Zinsanpassung auf der Grundlage dessen zu be-

stimmen, was die redlichen Vertragsparteien im Zuge ihrer zum Vertragsschluss führenden

Verhandlungen vereinbart hätten, wenn sie den Punkt konkret als regelungsbedürftig bedacht

hätten, wobei sämtliche zum Vertragsschluss führenden Aspekte einzubeziehen sind (vgl.

BGH, Urteil vom 26.10.2005, Vlll ZR 48/05, NJW 2006, 996 Rn. 35; Urteil vom 29.01.2020, Vlll

ZR 75119, BeckRS 2020,2768 Rn. 68). Grundlage der ergänzenden Regelung ist der abge-

schlossene Vertrag, welcher vom Ausgangspunkt des ,,wirklich Gewollten her weitergedacht"

werden muss (vgl. Roth in Staudinger, BGB, Neubearbeitung 2015, Stand 28.01.2020, S 157

Rn. 31). Diese Feststellung kann jedoch wegen des notwendig nicht auszuschließenden indi-

viduellen Einschlags der konkreten Vereinbarung der Beklagten mit den einzelnen Verbrau-

chern nicht im Wege der Musterfeststellungsklage getroffen werden. Aus den genannten Krite-

rien für die ergänzende Vertragsauslegung ergibt sich, dass dies nicht im Zuge des Feststel-

lungsziels einer Musterfeststellungsklage generalisierend für alle von der Beklagten im Zeit-

raum der Veruvendung der Zinsanpassungsklausel von weit mehr als einem Jahrzehnt abge-

schlossenen Verträge festgestellt werden kann, weiljeweils Ausgangspunkt der ergänzenden

Vertragsauslegung der konkret geschlossene Vertrag ist, welcher sich in Bezug auf das Ab-

schlussdatum und die konkreten Umstände, innerhalb deren der Vertrag geschlossen wurde,
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von anderen Verträgen mit derselben Zinsanpassungsklausel unterscheidet. Der

feienzzinssatz kann schon deshalb nicht für den gesamten Zeitraum der Venvendu

streitgegenständlichen Vertragsgestaltung generalisierend festgestellt werden, weil di

Zeitraum im Hinblick auf die Zinsentwicklung nicht homogen und zudem von erheblichen Ver-

änderungen geprägt war. So wurde etwa der Euro zum 01.01.1999 als Buchgeld und zum

01.01.2002 als Bargeld eingeführt. Wesentliche Referenzzinssätze, etwa der Diskont- und

Lombardsatz und der FIBOR wurden übergeleitet. lm Zuge dessen kam es auch zum Auslau-

fen der früheren Bundesbank-Zinsstatistik im Juni 2003 und zur Einführung der MFI-Z|nsstatis-

tik, die nach einheitlicher Methode in den Ländern des Euroraumes erhoben wird. Bereits dies

steht der Annahme entgegen, in Bezug auf sämtliche Prämiensparverträge, welche seit Be-

ginn der 90er Jahre bis etwa 2005 ohne konkrete Zinsanpassungsklauseln geschlossen wur-

den, ergebe die nach den oben genannten Kriterien durchzuführende ergänzende Vertragsan-

passung die Anknüpfung der zu ermittelnden Zinsanpassungsregelung an denselben Refe-

renzzins.

Zudem ist es dem Senat im Rahmen des vorliegenden Musterfeststellungsverfahrens nicht

möglich, eine Feststellung dahin zu treffen, dass sämtliche Verbraucher, die sich der Muster-

feststellungsklage angeschlossen haben, über den gesamten Zeitraum, in dem eine Zinsan-

passungsklausel in den Formularverträgen der Beklagten fehlte, insgesamt wortgleiche Ver-

träge, zudem ohne etwaige mündliche Nebenabreden, abgeschlossen haben, so dass nicht

festgestellt werden kann, ob in jedem Einzelfall von demselben Vertragswerk ausgehend die

ergänzende Vertragsauslegung des einzelnen Verbrauchervertrages erfolgen kann. Das Ver-

fahren der Musterfeststellungsklage beteiligt die ihre Ansprüche anmeldenden Verbraucher

nicht als Parteien des Rechtsstreits und ist nicht auf die Feststellungen einzelner Vertragsver-

hältnisse, sondern auf die Klärung grundsätzlicher, in einer Vielzahl von Fällen wiederkehren-

der tatsächlicher und rechtlicher Fragen ausgerichtet. lm Ergebnis kann die ergänzende Ver-

tragsauslegung nicht verallgemeinerbar für sämtliche vom Musterfeststellungsverfahren be-

troffenen Verbraucher festgestellt werden (ebenso schon Senatsurteile vom 22.04.2020, 5 MK

1/19, BeckRS 2020, 6640 Rn. 60 und vom 17.6.2020 - 5 MK 1120). Vor diesem Hintergrund hat

der Senat auch nicht zu entscheiden, ob es für die Bestimmung des Referenzzinssatzes zu-

mindest auch auf das Refinanzierungsfüge der einzelnen Sparkassen zum Zeitpunkt des je-

weiligen Abschlusses der Verträge ankommt.

b) Aufgrund der fehlenden Generalisierbarkeit der ergänzenden Vertragsauslegung ist auch

der 1. Hilfsantrag zum 2. Feststellungsantrag unbegründet, weil der Senat nicht ausschließen

kann, dass in einzelne Verträge der Beklagten mit den Verbrauchern Aspekte eingeflossen
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die ein verbindliches Zurückgreifen auf einen Referenzzinssatz der Deutschen Bundes-

bank für alle von der Musterfeststellungsklage betroffenen Verträge verbieten. Allein aus der

Vereinbarung der im Feststellungsantrag zu 1. genannten Klausel ergibt sich das nicht mit der

für eine Feststellung im Rahmen der Musterfeststellungsklage erforderlichen Sicherheit (eben-

so schon Senatsurteile vom 22.04.2020, 5 MK 1/19, BeckRS 2020, 6640 Rn. 61 und vom

17.6.2020 - 5 MK 1120). Wurden im Einzelfall, über einen bestimmten Zeitraum oder von be-

stimmten ehemals selbständigen Kreditinstituten Ergänzungen zur Bestimmung des variablen

Zinssatzes vorgenommen, können diese Verträge schon deswegen nicht Gegenstand der

Musterfeststellungsklage sein, weil solche Vertragsergänzungen dem Senat nicht bekannt ge-

macht worden sind und schon deshalb keiner rechtlichen Prüfung unterzogen werden konn-

ten. Nach Sinn und Zweck des Klageantrags zu Ziffer 1) waren sie daher von vornherein nicht

von dem M usterfeststellungsbegeh ren umfasst.

c) Das 2. Feststellungsziel ist jedoch teilweise mit dem 2. Hilfsantrag, soweit dieser auf die

Feststellung gerichtet ist, dass die Beklagte verpflichtet ist, die Zinsanpassung auf der Grund-

lage eines angemessenen in öffentlich zugänglichen Medien abgebildeten Referenzzinssat-

zes, der dem konkreten Geschäft möglichst nahe kommt, begründet. Die begehrte Feststel-

lung ist generalisierbar und auf alle denkbaren Vertragsgestaltungen anwendbar. Nach Maßga-

be der dort genannten Grundsätze kann der jeweilige Zinssatz im Einzelfall im Wege der er-

gänzenden Auslegung des konkreten Prämiensparvertrages bestimmt werden (ebenso schon

Senatsurteile vom 22.04.2020, 5 MK 1/19, BeckRS 2020,6640 Rn.62 und vom 17.6.2020 -

5 MK 1/20). Da die in die einzelnen Vertragsverhältnisse eingeflossenen und bei der ergänzen-

den Vertragsauslegung zu berücksichtigenden Umstände nicht sicher die Feststellung eines

langfristigen Zinssatzes zulassen, waren der Hauptantrag sowie der erste Hilfsantrag unbe-

gründet. Auch dem zweiten Hilfsantrag konnte daher - wie geschehen - lediglich teilweise ent-

sprochen werden. lm Tenor war klarstellend auszusprechen, dass der angemessene Refe-

renzzinssatz auch ein solcher sein kann, der aus mehreren, in öffentlich zugänglichen Medien

abgebildeten Referenzzinssätzen gebildet wi rd.

3. ln Bezug auf den Feststellungsantrag zu 3. ist die Klage teilweise begründet, denn es

war festzustellen, dass die Beklagte verpflichtet ist, die Zinsanpassung aufgrund des nach

dem Feststellungsziel zu 2. zu ermittelnden Referenzzinssatzes monatlich vorzunehmen,

während nicht festgestellt werden konnte, dass dabei das relative Verhältnis zwischen dem

anfänglich vereinbarten variablen Zinssatz zum gleitenden Durchschnitt des nach dem Fest-

stellungsziel zu 2. ermittelten Referenzzinssatzes im Zeitpunkt des Vertragsschlusses ge-

wahrt bleibt.
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CO'lm Rahmen der ergänzenden Vertragsauslegung kann zugrunde gelegt werden, dass ve

dige Parteien, die eine indexabhängige Zinsanpassung begehren, einen Anpassungszeitraurn

gewählt hätten, der ihnen eine möglichst genaue Anpassung ohne zeitliche Verzögerung er-

möglicht. Dabei geht der Senat davon aus, dass die Parteien, wenn sie das Problem der erfor-

derlichen Anpassungsintervalle bedacht hätten, das Modell mit der größten Genauigkeit, das

aber zudem auch noch im Venualtungsaufi,vand beherrschbar ist, gewählt hätten. Das ist die

monatliche Anpassung. Soweit die Beklagte die quartalsweise Anpassung für die sachgerech-

te Variante hält, fehlt es an einem hinreichend klaren Vortrag daztJ, welche Nachteile sie durch

die Venrvaltung der monatlichen Anpassung erleidet. lnwieweit ein längeres oder kürzeres An-

passungsintervall Ungenauigkeiten bei der Zinsanpassung hervorruft, kann nicht als Abwä-

gungskriterium herangezogen werden, weil sich der Vorteil bzw. Nachteil der Ungenauigkeit

für die eine oder andere Vertragspartei nicht im Vorhinein bestimmen lässt. Praktische Proble-

me bei der Zinsberechnung auf der Grundlage monatlich angepasster Zinsen sind nicht er-

sichtlich. Hinzu kommt, dass bei den Sparbeiträgen jeweils ein monatliches Zahlungsintervall

vereinbart wurde (Senatsurteile vom 22.04.2020, 5 MK 1/19, BeckRS 2020, 6640 Rn. 70 ff und

vom 17.6.2020 - 5 MK 1120).

Dagegen ist es dem Senat im Rahmen des Musterfeststellungsverfahrens venruehrt, eine

Feststellung zur konkreten Methode der Zinsberechnung zu treffen, weil diese Teil der ergän-

zenden Vertragsauslegung ist, welche nach den vorstehenden Ausführungen nicht generali-

sierbar ist. Die vom Feststellungsantrag zu 3. umfasste Feststellung in Bezug auf das Aquiva-

lenzgefüge kann deshalb vom Senat nicht getroffen werden (ebenso schon Senatsurteile vom

22.04.2020, 5 MK 1/19, BeckRS 2020, 6640 Rn. 73 und vom 17.6.2020 - 5 MK 1120).

4. Der Antrag zu 5. auf Feststellung, dass der vertragliche Anspruch der Verbraucher in

Bezug auf das Guthaben aus den Prämiensparverträgen einschließlich der nach den Feststel-

lungszielen zu 2. und zu 3. zu berechnenden Zinsen frühestens ab dem Zeitpunkt der wirksa-

men Beendigung des Sparvertrages fällig wird, ist, soweit er zulässig ist, begründet. Die Zins-

ansprüche werden erst mit der Beendigung des Prämiensparvertrages, gemeinsam mit der

Begründung der Fälligkeit des Rückzahlungsanspruches auf das Kapital fällig, wenn - wie hier

in Ziffer 3.3 der Bedingungen für den Sparverkehr - vertraglich vereinbart ist, dass die Zinsen

zum Jahresende dem Kapital zugeschlagen werden und damit vereinbarungsgemäß als um-

gewandelt anzusehen sind (vgl. BGH, Urteil vom 04.06.2002, Xl ZR 361101, NJW 2002,2707,

2708; OLG FrankfurUM., Urteil vom 20.08.1997 , 23 U 166/96, NJW 1998, 997, 999; OLG Köln,

Urteil vom 16.01.2008, 13 U 27106, BeckRS 2011,3039; Senatsurteil vom 22.04.2020,5 MK
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aeckRS 2020, 6640 Rn. 89; olc Dresden, Urteil vom 14.0s.2020, g U 53g/1g;

ürmann/Langner in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch, 5. Aufl., Kap. 14

$ 70 Rn. 31). Die Beklagte kann sich auch nicht erfolgreich darauf berufen, dass bei einzelnen

Verträgen die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Sparkassen möglicherweise nicht über-

geben worden sein könnten. Die Kapitalisierung der Zinsen, an denen die Auffassung des Se-

nats zu dem Eintritt der Fälligkeit anknüpft, erfolgte von beiden Parteien so bestätigt, mit dem

Abschluss des Vertrages nach deren kündigungsbedingten oder sonstigen vertraglichen Be-

endigung. ln den jeweiligen Verträgen wurde für die vozeitige Verfügung über das Spargutha-

ben ausdrücklich auf die kapitalisierten Zinsen/Prämien abgestellt, so dass sich der einheitli-

che Willen der Verbraucher und der Beklagten, die Zinsen zum Ende der Lau2eit des Vertra-

ges zu kapitalisieren, auch daraus ergab.

Der Senat folgt nicht der Auffassung, die für den variablen Zinsanspruch vozunehmende Zins-

anpassung begründe einen zweiten Anspruch i.S.d. S 194 Abs. 1 BGB. Dieseführtezu einer

künstlichen Aufspaltung des zwischen den Vertragsparteien einheitlich vereinbarten Rückzah-

lungsanspruches. Gemäß S 194 Abs. 1 BGB unterliegt ein Anspruch, also das Recht, von ei-

nem anderen ein Tun oder Unterlassen zu fordern, der Verjährung. Einen Anspruch auf die

isolierte Auszahlung der Guthabenzinsen haben die Verbraucher mit der Beklagten jedoch ge-

rade nicht vereinbart. Dieses Recht verliert der Verbraucher im Hinblick auf die Zinsgutschrift

zwei Monate nach dem Jahresbeginn. Auch vor dem Hintergrund von Sinn und Zweck des

Rechtsinstituts der Verjährung, nämlich Rechtsfrieden zu schaffen, kann ein anderes Ergeb-

nis nicht begründet werden. Die Folge der von den Vertragspartnern gewählten Vertragsge-

staltung kann ein Aufsummieren von Zinsnachforderungen sein. Das resultiert jedoch allein

aus der von den Vertragspartnern gewählten Fälligkeit der Zinsen. Das Ergebnis ist auch nicht

unbillig, da der Beklagten bzw. ihren Vorgängerinstituten die unwirksame Zinsanpassungsklau-

sel seit der höchstrichterlichen Entscheidung im Jahr 2005 bekannt war und sie es in Kenntnis

der drohenden Nachforderungen unterlassen hat, diese Erkenntnisse durch zeitnahe Korrektu-

ren umzusetzen. Soweit sich die Beklagte nunmehr darauf beruft, dass ihre eigenen AGB

nicht einbezogen worden seien, ist dieser Vortrag bereits nicht hinreichend mit Tatsachen un-

terlegt. Jedenfalls auf Grund der ihr obliegenden sekundären Darlegungslast hätte die Beklagte

darlegen müssen, welche AGB Gegenstand der jeweiligen Verträge gewesen sein sollen und

wie sich aus der abweichend von der Regel der Einbeziehung ihrer eigenen AGB hervorge-

henden individualvertraglich vereinbarten Vertragsgestaltung andere Fälligkeiten ergeben ha-

ben. Die sekundäre Darlegungslast der Beklagten besteht erst recht deshalb, weil in den je-

weiligen Einzelverträgen ein Hinweis auf die Einbeziehung derAGB der jeweiligen Sparkasse

enthalten war.
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5. D te mit dem g ntch ZUAntrag zu 6 bege h rte Feststel lung war unab hangr davon

dass die jeweilige Verjährung erst mit der jeweiligen Kündigung der Sparverträge in Lauf ge-

setzt wird. Der darauf gerichtete zulässige Antrag ist unbegründet. Der Verjährungsbeginn

setzt gemäß s 1gg Abs. 1,2 BGB voraus, dass der jeweilige Verbraucher die seinenAn-

spruch auslösenden tatsächlichen Umstände kannte bzw. sich der Kenntnis der Umstände

nicht verschließen konnte. lm Allgemeinen liegt die für den Verjährungsbeginn erforderliche

Kenntnis von den Tatsachen, welche den jeweiligen Anspruch begründen, bereits dann vor,

wenn dem Rechtsinhaber die Erhebung einer Klage, sei es einer Feststellungsklage, Erfolg

versprechend, wenn auch nicht risikolos möglich ist. Der Einzelne muss weder alle bedeuten-

den Umstände kennen noch bereits über hinreichende Beweismittel verfügen, um den Pro-

zess im Wesenflichen sicher führen zu können. Maßgeblich ist die Kenntnis von den Tatsa-

chen, die das Verfolgen der Ansprüche ermöglicht hätte (vgl. BGH, Urteil vom 03'06.2008' Xl

ZR 319/06, NJW 2008, 2576 Rn. 27; Senatsurteil vom 09.09.2015, 5 U 421115, WM 2015,

22gO\. Nach diesen Kriterien kann angenommen werden, dass die Verbraucher spätestens

Ende Mai desjenigen Jahres, in dem die Gutschrift im Sparbuch vorgenommen wurde, Kennt-

nis von der Zinsgutschrift und damit auch von der Höhe der ihnen gutgeschriebenen Zinsen

gehabt haben müssen, weil dem jeweiligen Verbraucher spätestens nach der Entscheidung

des Bundesgerichtshofes vom 17.02.2004 (a.a.O.) die Klageerhebung zumutbar war (vgl'

oLG Koblenz, urteil vom24.02.2012,3 U 687/11, BeckRS 2012,11053).

6. Der auf die Feststellung, dass allein die widerspruchslose Zinsgutschrift im Sparbuch

nicht dazu führt, dass das Umstandsmoment für die Verwirkung gegeben ist, gerichtete Fest-

stellungsantrag zu 7. ist unbegründet. Die Venryirkung als Unterfall der unzulässigen Rechts-

ausübung wegen der illoyal verspäteten Geltendmachung von Rechten setzt neben einem

Zeitmoment ein Umstandsmoment voraus. Ein Recht ist venryirkt, wenn sich der Schuldner

wegen der Untätigkeit seines Gläubigers über einen gewissen Zeitraum hin bei objektiver Beur-

teilung darauf einrichten darf und eingerichtet hat, dieser werde sein Recht nicht mehr geltend

machen, so dass die verspätete Geltendmachung gegen Treu und Glauben verstößt. Zeit- und

Umstandsmoment können nicht voneinander unabhängig betrachtet.werden, sondern stehen

in einer Wechselwirkung. Je länger der lnhaber des Rechts untätig bleibt, desto mehr wird der

Gegner in seinem Vertrauen schutzwürdig, das Recht werde nicht mehr ausgeübt werden. Ob

eine Verwirkung vorliegt, richtet sich letztlich nach den vom Tatrichter festzustellenden und zu

würdigenden Umständen des Einzelfalles, ohne dass insoweit auf Vermutungen zurückgegrif-

fen werden kann (vgl. BGH, Beschluss vom 23.01.2018, Xl ZR 298117, NJW 2018' 1390 Rn'

g). Nach diesen Kriterien kann das Umstandsmoment für die Verwirkung nicht generalisierend
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ig'reg,," itlich für sämtliche vom Musterfeststellungsverfahren erfasste Prämiensparverträge fest-

gestellt werden, denn es geht um das individuelle Verhalten des einzelnen Verbrauchers, wel-

ches zudem einer Gesamtwürdigung anhand von festgestellten Tatsachen untezogen wer-

den muss. Mit dem Feststellungsziel zu 7. wird danach keine verallgemeinerungsfähige

Rechtsfrage verfolgt, so dass eine Feststellung im Rahmen der Musterfeststellungsklage nicht

erfolgen kann.

c.

Die Kostenentscheidung folgt aus $$ 92, 93, 269 Abs. 3 ZPO. Bei ihr war zu berücksichtigen,

dass jedes Feststellungsziel einen eigenen Streitgegenstand begründet (vgl. BGH, Beschluss

vom 30.07 .2019, Vl ZB 59/18, NJW 2020, 341 Rn. 10). Angesichts des Teilerfolgs bei einigen

Feststellungsanträgen sowie des teilweisen Durchgreifens und der teilweisen Unzulässigkeit

bzw. Unbegründetheit der Hilfsanträge, soweit über sie entschieden werden musste, hält der

Senat eine Aufhebung der Kosten für gerechtfertigt.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit hat ihre Rechtsgrundlage in $ 709 S. tl

zPo.

Die Revision war zuzulassen, weil die Sache grundsätzliche Bedeutung hat (SS 543 Abs. 2

S. 1 Nr. 1,614 S.2 ZPO).

PD Dr. Dr. Klose Krüger Kühn

Für de eichlaut der Ausfertigung mit der Urschrift:
D 18.09.2020

n

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
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